
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bernd Riexinger, Victor Perli,
Dr. Gesine Lötzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 20/882 –

Elektrifizierung von Schienenstrecken

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
(Koalitionsvertrag_2021–2025.pdf (spd.de)) heißt es (S. 14): „Zur Erreichung 
der Klimaziele liegt (…) sowie der Ausbau elektrifizierter Bahntrassen im öf-
fentlichen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit. Dies werden wir ge-
setzlich festschreiben und (…).“ Ferner heißt es darin (S. 49): „Bis 2030 wol-
len wir 75 Prozent des Schienennetzes elektrifizieren (…).“. Zudem will die 
Koalition (S. 48) „parallel zur laufenden Bedarfsplanüberprüfung einen Dia-
logprozess mit Verkehrs-, Umwelt-, Wirtschafts- und Verbraucherschutzver-
bänden starten mit dem Ziel einer Verständigung über die Prioritäten bei der 
Umsetzung des geltenden Bundesverkehrswegeplan[s]. Bis zur Bedarfsplan-
überprüfung gibt es eine gemeinsame Abstimmung über die laufenden Projek-
te. Wir werden auf Basis neuer Kriterien einen neuen Bundesverkehrswege- 
und -mobilitätsplan 2040 auf den Weg bringen.“

Im Januar 2022 wurde bekannt, dass die Elektrifizierung der sog. Mitte-
Deutschland-Verbindung in Frage steht, weil die erneute Wirtschaftlichkeits-
untersuchung nun möglicherweise ein Nutzen-Kosten-Verhältnis-Ergebnis 
kleiner als eins ergäbe, womit das Projekt nicht mehr bauwürdig sei (u. a. hier: 
Thüringer Verkehrsministerium: Finanzierung für Mitte-Deutschland-Verbin-
dung in Gefahr, MDR.DE). Auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. verfasste 
das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) einen Bericht an 
den Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages (Ausschussdrucksache 
20(15)7), in dem es in der Antwort zu Frage 1 heißt, dass aktuell Neubewer-
tungen „über den Ausbauumfang sowie die zu berücksichtigenden Ausgangs-
daten“ stattfänden, und zudem, dass gleiches für zwei weitere Vorhaben gelte. 
Zur Mitte-Deutschland-Verbindung wurde am 14. Februar 2022 gemeldet, 
dass das Vorhaben nach der erneuten Bewertung wirtschaftlich sei (600 Mio. 
Euro für Elektrifizierung der Mitte-Deutschland-Verbindung, MDR.DE).
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 1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, dass ein Stopp 
oder auch eine Verzögerung laufender Elektrifizierungsvorhaben von 
Schienenwegen das im Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP genannte Ziel der weiteren Elektrifizierung un-
tergräbt (bitte begründen)?

Auch Investitionen der Elektrifizierung müssen ihre Wirtschaftlichkeit gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben nachweisen. Gemäß § 7 der Bundeshaushaltsord-
nung (BHO) und den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaus-
haltsordnung zu § 44 BHO sind bei den Investitionsvorhaben Erfolgskontrollen 
zwingend vorgeschrieben.

 2. Wie sieht die jährliche Planung der Bundesregierung für die Elektrifizie-
rung bis 2030 aus (bitte Ausbauziele für jedes Jahr von 2022 bis 2030 in 
Kilometern und als prozentualen Anteil am Gesamtnetz nennen)?

Gibt es eine konkrete Zielvorstellung bis zum Ende der Legislaturperiode 
oder bis Ende 2025?

 5. Welche Elektrifizierungsvorhaben an Schienenprojekten sind derzeit in 
welchem Planungsstand bzw. in welcher Leistungsphase?

Die Fragen 2 und 5 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die jährliche Planung der Bundesregierung für die Elektrifizierung ist abhängig 
von der Planung der Elektrifizierungsvorhaben sowie den zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmitteln.
In den letzten beiden Jahren wurden im Rahmen des Bedarfsplans 279 km Stre-
cke elektrifiziert. Für das Jahr 2022 ist die Inbetriebnahme der elektrifizierten 
Strecke Oldenburg – Wilhelmshaven (52 km) vorgesehen. Im Übrigen wird auf 
die Anlage 1 verwiesen. Eine jahresscharfe Darstellung ist mit Blick auf die 
Verfügbarkeit der entsprechenden Haushaltsmittel derzeit nicht möglich.

 3. Mit welchen zusätzlichen Maßnahmen will die Bundesregierung das Ziel 
einer Elektrifizierung von 75 Prozent des Schienennetzes bis 2030 reali-
sieren (bitte begründen)?

Wie schnell die weitere Elektrifizierung der Eisenbahn (über Antriebe oder 
Oberleitungen) vorankommt, hängt neben der Umsetzung des Bedarfsplans 
Schiene vor allem von der Geschwindigkeit der Elektrifizierung im Schienen-
personennahverkehr (SPNV) ab. Zur Zielerreichung bedarf es einer Bündelung 
aller Aktivitäten, vor allem der Planungsbeschleunigung.
Im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) stehen den 
Ländern ausreichend Fördermittel zur Verfügung. Die GVFG-Mittel wurden 
deutlich erhöht: ab dem Jahr 2021 auf jährlich 1 Mrd. Euro. Ab dem Jahr 2025 
betragen die Bundesfinanzhilfen dann 2 Mrd. Euro, diese werden ab dem Jahr 
2026 mit 1,8 Prozent jährlich dynamisiert. Die Länder können die vom Bund 
zur Verfügung gestellten GFVG-Mittel auch für Elektrifizierungsmaßnahmen 
einsetzen, so dass mit weiteren Nahverkehrsausbauten das Ziel eines Elektrifi-
zierungsgrades von 75 Prozent erreicht werden kann.
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 4. Wie hat sich die Elektrifizierung des Schienennetzes seit dem Jahr 2010 
entwickelt (bitte in Form einer Tabelle mit den elektrifizierten Schienen-
kilometern im Verhältnis zu den gesamten Schienenkilometern in Jahres-
scheiben angeben und nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Es wird auf die Anlage 2 verwiesen. Im Übrigen liegen der Bundesregierung 
keine eigenen Informationen vor. Nach Auskunft der DB AG liegen für die Jah-
re 2011 bis 2014 keine Daten vor, Daten aus dem Infrastrukturkataster sind erst 
seit dem Jahr 2015 verfügbar.

 6. Bei welchem Projekt wurde die Kontrolluntersuchung nach Leistungs-
phase 2 bereits abgeschlossen mit jeweils welchem Ergebnis (bitte auch 
das Nutzen-Kosten-Verhältnis [NKV] angeben)?

Im Jahr 2022 wurde bislang die Untersuchung des Vorhabens Weimar – Gera – 
Gößnitz abgeschlossen. Die Strecke weist im geplanten Ausbauumfang ein 
Nutzen-Kosten-Verhältnis von 1,5 auf.

 7. Trifft es zu, dass bei der Ausbaustrecke (ABS) Nürnberg – Marktredwitz 
– Schirnding – Bundesgrenze D/CZ (– Cheb – Prag) die Vorplanung be-
reits seit Ende 2020 abgeschlossen ist (bitte begründen)?

Wie ist bei diesem Projekt der aktuelle Stand?

Nach Auskunft der DB AG hat die DB Netz AG die abgeschlossene und 
zusammengeführte Vorplanung des Projektes ABS Nürnberg – Marktredwitz – 
Schirnding – Grenze D/CZ im Juni 2021 dem Eisenbahn-Bundesamt zur Prü-
fung übergeben. Derzeit wird das Vorhaben von durch das Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr (BMDV) beauftragten Gutachtern erneut volkswirt-
schaftlich bewertet, um die Grundlage für die Fortführung des Projekts zu 
schaffen.

 8. Sind bei den Bedarfsplanvorhaben

a) die Elektrifizierung der Lehrter Stammbahn,

b) die ABS Nürnberg – Marktredwitz – Schirnding – Bundesgrenze 
D/CZ (– Cheb – Prag)

sowie jeweils Veränderungen gegenüber dem bisherigen Projektzuschnitt 
(also Zuschnitt nach Abschluss der Vorplanung) geplant oder bereits er-
folgt, und wenn ja, welche sind dies jeweils, in welchem Verfahrens-
schritt wurden sie vorgenommen, und warum jeweils?

Die Fragen 8 bis 8b werden gemeinsam beantwortet.
Nein.
Die Vorplanung für die ABS Hannover – Berlin (Lehrter Stammbahn) ist noch 
nicht in allen Teilabschnitten abgeschlossen.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen.
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 9. Bis wann will die Bundesregierung die Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass bei der ABS Weimar – Gera – Gößnitz die Leistungsphase 3 (Ent-
wurfsplanung) beginnen kann?

Wann sollen die Planungsleistungen für die Leistungsphase 3 bei der be-
sagten Ausbaustrecke ausgeschrieben werden, sodass die Planung naht-
los weitergehen kann?

Auf der Grundlage der positiven Nutzen-Kosten-Untersuchung nach Abschluss 
der Vorplanung liegen die Voraussetzungen für die Fortführung der Leistungs-
phase 3 vor. Die entsprechenden Schritte zur Leistungsbindung der Leistungs-
phase 3 wurden durch die DB AG eingeleitet.

10. Welcher Art sind die Anpassungen, die bei der letzten Bewertung zum 
Nachweis der Wirtschaftlichkeit der Elektrifizierung der Mitte-
Deutschland-Verbindung (ABS Weimar – Gera – Gößnitz) geführt ha-
ben?

a) Wurde der Projektzuschnitt verändert?

b) Wurde die Verkehrsprognose wegen der „Ziele, die Strecke in einen 
deutschlandweit abgestimmten Taktfahrplan einzubinden und mehr 
Güterverkehr auf die Schiene zu verlagern“ (600 Mio. Euro für 
Elektrifizierung der Mitte-Deutschland-Verbindung, MDR.DE) ange-
passt?

c) Sonstiges?

d) Inwiefern sind die vorgenommenen Anpassungen grundsätzlicher 
Art, und wirken sie sich auf alle Elektrifizierungsvorhaben aus?

Die Fragen 10 bis 10d werden gemeinsam beantwortet.
Die volkswirtschaftliche Bewertung hat den im Ergebnis der Vorplanung vorge-
sehenen Ausbauumfang bestätigt, so dass keine Anpassungen notwendig wa-
ren.

11. Wie lautet der aktuelle Stand der Planungen der Elektrifizierung der Stre-
cke Dresden – Görlitz?

a) Bis wann rechnet die Bundesregierung mit dem Abschluss dieses 
Projekts?

b) Wie hoch sind die Kosten, die die Bundesregierung für das Projekt 
veranschlagt?

c) Wie soll die Finanzierung des Projekts sichergestellt werden?

Die Fragen 11 bis 11c werden gemeinsam beantwortet.
Die ABS Dresden – Görlitz – Grenze D/PL ist ein Vorhaben des Potenziellen 
Bedarfs (lfd. Nr. 12) des geltenden Bedarfsplans für die Bundesschienenwege. 
Sobald nachgewiesen ist, dass dieses Projekt die Kriterien für die Aufnahme in 
den Vordringlichen Bedarf erfüllt, wird es in den Vordringlichen Bedarf aufge-
nommen. Für die Elektrifizierung werden die Planungsleistungen der Grundla-
genermittlung und Vorplanung durch die DB Netz AG im Auftrag des Freistaa-
tes Sachsen erstellt. Im Rahmen der weiteren Planung prüft die DB Netz AG 
mit dem Freistaat Sachsen und dem BMDV die Möglichkeiten weiterer Kos-
tenreduktionen und weiteren Finanzierungsmöglichkeiten.
Nach Auskunft der DB Netz AG werden verschiedene Möglichkeiten der An-
schlussfinanzierung der Streckenabschnitte zwischen Dresden-Klotzsche und 
Görlitz zwischen Freistaat Sachsen und dem BMDV geprüft. Die DB Netz AG 
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hat mit Stand Februar 2022 einen Gesamtwertumfang in Höhe von rd. 747 Mio. 
Euro ermittelt.

12. Welche Maßnahmen zur Planungsbeschleunigung plant die Bundesregie-
rung bei Streckenelektrifizierungen, die im Bedarfsplan Schiene veran-
kert sind?

13. Welche Maßnahmen zur Entbürokratisierung der Planung von Elektrifi-
zierungsvorhaben im Bundesschienenwegenetz plant die Bundesregie-
rung vor dem Hintergrund der beabsichtigten Beschleunigung von Pla-
nungsabläufen?

Die Fragen 12 und 13 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Verwaltungs-, Planungs- 
und Genehmigungsverfahren deutlich zu beschleunigen. Zur Umsetzung dieses 
Ziels wurde eine ressortübergreifende Steuerungsgruppe zur Planungsbeschleu-
nigung unter Federführung des Bundeskanzleramts eingesetzt. Derzeit werden 
die Handlungsfelder und einzelnen Maßnahmen konkretisiert. Dies betrifft 
auch Maßnahmen zum Ausbau elektrifizierter Bahntrassen.

14. Welchen Zeitaufwand bedeutet bei Schienenprojekten durchschnittlich 
die Kontrollbewertung nach Abschluss der Leistungsphase 2 (HOAI, 
Vorplanung)?

15. Wann wurde diese für die ABS Weimar – Gera – Gößnitz eingeleitet, und 
wann rechnet die Bundesregierung mit deren Abschluss?

Die Fragen 14 und 15 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die eigentliche Planfallbewertung nach Abschluss der Leistungsphase 2 nach 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) dauert in der Regel 
vier bis sechs Wochen. Die Bewertung der ABS Weimar – Gera – Gößnitz wur-
de im im Oktober 2021 beauftragt. Die Ergebnisse der Bewertung wurden Ende 
Januar 2022 vorgelegt.

16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, dass die reine 
Elektrifizierung grundsätzlich eine andere Wirkung hat als der Aus- oder 
Neubau einer Strecke, weil er weniger der Schaffung zusätzlicher Kapa-
zität auf der Schiene dient als vielmehr

a) Erleichterungen im Betriebsablauf bewirkt,

b) die Netzresilienz in Form von Ausweichstrecken erhöht und zudem

c) die Elektrifizierung ein Beitrag zum Klimaschutz ist

(bitte begründen)?

Wenn ja, durch welche Nutzenfaktoren werden diese speziellen Wirkun-
gen reiner Elektrifizierungen in der Nutzen-Kosten-Analyse jeweils dar-
gestellt?

Die Fragen 16 bis 16c werden gemeinsam beantwortet.
Die Nutzen von Neu- und Ausbaumaßnahmen sowie Maßnahmen zur Elektrifi-
zierung, bestehen im Wesentlichen aus Betriebskosteneinsparungen und Zeitge-
winnen. Diese sind abhängig von den jeweiligen Umfeldbedingungen (z. B. be-
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troffene Verkehrsarten, zulässige Geschwindigkeiten, Ausbauzustand des beste-
henden Netzes) und Fahr- bzw. Transportzeitverkürzungen oder Kapazitätsstei-
gerungen durch den Einsatz elektrifizierter, längerer oder schwerer Züge.
Die Netzresilienz ist derzeit nicht Bestandteil der Bewertungsmethodik für die 
Bundesverkehrswegeplanung, wird aber im Rahmen der Weiterentwicklung der 
Bewertungsmethodik untersucht.

17. Inwiefern gehen die – aktuell stark gestiegenen – Energiepreise (Strom, 
Diesel) in laufende Nutzen-Kosten-Analysen ein, und welche Effekte auf 
das Ergebnis haben diese ggf.?

In der aktuellen Methodik zum Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 erfolgt 
die Wirkungsermittlung für das Prognosejahr 2030, für das angenommen wird, 
dass es für alle Jahre der Betriebszeit der Verkehrsprojekte repräsentativ ist. Für 
ausgewählte Güter und maßgebende Energieträger wie jene für Strom und Die-
sel, für die größere reale Änderungen ihrer Bewertung zwischen dem Basisjahr 
2012 und dem Prognosejahr 2030 erwartet werden, wird ein Wertansatz für das 
Jahr 2030 genutzt, der einen Prognosewert zum Preisstand von 2012 darstellt. 
Die in der Nutzen-Kosten-Analyse des BVWP-Bewertungsverfahrens verwen-
deten Wertansätze werden konsistent zu den Langfrist-Verkehrsprognosen des 
BMDV regelmäßig aktualisiert.

18. Inwiefern geht in die Nutzen-Kosten-Analyse für die Elektrifizierung 
von Schienenstrecken, vor dem Hintergrund, dass Züge auf nicht durch-
gängig elektrifizierten Strecken oft auch auf den elektrifizierten Ab-
schnitten mit Diesel betrieben werden, der Effekt ein, dass durch die 
Elektrifizierung auch auf bereits zuvor elektrifizierten Abschnitten mehr 
mit elektrischer Traktion gefahren wird?

Bei der Ermittlung der Betriebskostenveränderungen im Schienenverkehr wird 
die Traktionsart nicht nur abhängig vom Vorhandensein einer Oberleitung an-
genommen: Triebwagen und Triebzüge im Schienenpersonenverkehr (SPV) 
verkehren im jeweiligen Linienverlauf mit unveränderter Traktionsart (elek-
trisch/nicht elektrisch), lokbespannte Züge im SPV und Schienengüterverkehr 
können die Traktionsart nur an dazu geeigneten Bahnhöfen wechseln.

19. Inwiefern gehen in die Nutzen-Kosten-Analyse für die Elektrifizierung 
von Schienenstrecken die geringeren Geräuschemissionen von Elektro-
antrieben im Vergleich zum Dieselantrieb für Anwohner und Reisende 
ein?

Höhere Lärmemissionen sind beim Dieselantrieb gegenüber einem elektrifizier-
ten Antrieb beim Anfahren oder Beschleunigen festzustellen. Da für die Be-
rechnung der Lärmwirkungen Mittelungspegel verwendet werden und darüber 
hinaus Veränderungen zwischen Bezugs- und Planfall über der Signifikanz-
schwelle von 2 db(A) liegen sollen, wird die Traktionsart hinsichtlich der 
Lärmemission in der Bewertung nicht berücksichtigt.

20. Wie ist jeweils der Stand bei den lediglich acht für das Förderprogramm 
„Elektrische Güterbahn“ (BMDV – Mit der Elektrobahn klimaschonend 
in die Zukunft – Das Bahn-Elektrifizierungsprogramm des Bundes 
(bmvi.de)) ausgewählten Projekten?
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a) Für welche dieser Projekte wurde bereits, und wann jeweils, ein Pla-
nungsauftrag vergeben?

b) Wann rechnet die Bundesregierung jeweils mit dem Abschluss der 
Projekte?

c) Welche Kosten entfallen voraussichtlich bei diesen acht Projekten je-
weils auf das Bundesprogramm?

d) Die Zahlung welcher Mittel ist bereits beantragt, und welche Mittel 
sind bereits an wen geflossen?

e) Wann rechnet die Bundesregierung mit dem Abfluss weiterer Mittel?

Die Fragen 20 bis 20e werden gemeinsam beantwortet.
Im Rahmen des Ausbauprogramms „Elektrische Güterbahn“ konnten Ende 
2021 Planungsfinanzierungsvereinbarungen über die Leistungsphasen 1 bis 4 
HOAI für die Elektrifizierungsvorhaben Wilhelmshaven Ölweiche – Wilhelms-
haven Nord, Gerstungen – Heimboldshausen und Oebisfelde – Glindenberg 
zwischen dem Bund, der DB Netz AG und der DB Energie GmbH geschlossen 
werden. Die Vorhaben befinden sich nach Auskunft der DB Netz AG in Leis-
tungsphase 1/2. Es wird auf die Anlage 1 verwiesen. Aktuell können weder ein 
Inbetriebnahmetermin noch die Gesamtkosten für o. g. Vorhaben beziffert wer-
den. Die Planung dient dazu, die notwendigen Finanzmittel ermitteln zu kön-
nen sowie die Baureife zu erreichen. Der Mittelabfluss im Bundeshaushalt 
2021 betrug für die Vorhaben Wilhelmshaven Ölweiche – Wilhelmshaven Nord 
und Oebisfelde – Glindenberg 15 000 Euro.

21. Wie bewertet die Bundesregierung die Position des Verbandes Deutscher 
Verkehrsunternehmen (Positionen (vdv.de), S. 4), dass „die direkte Spei-
sung von elektrischen Schienenfahrzeugen aus der Oberleitung auch in 
Zukunft die energieeffizienteste und kostengünstigste Betriebsweise“ 
darstellt?

Bei der Betrachtung der Betriebskosten ist eine Bewertung aufgrund der indivi-
duellen Gegebenheiten einzelner Linien bzw. Netze notwendig. Auf weniger 
befahrenen Nebenstrecken kann der Betrieb mit alternativ angetriebenen Schie-
nenfahrzeugen sowie die Installation von Nachlademöglichkeiten, z. B. von 
kurzen Oberleitungsabschnitten zur batterieelektrischen Aufladung, einen effi-
zienten elektrischen Betrieb ermöglichen. Dies kann fallweise wirtschaftlicher 
sein als die Vollelektrifizierung einer Strecke mit Oberleitungen.

22. Teil die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, dass im Hin-
blick auf die Elektrifizierung von Schienenstrecken eine Modernisierung 
der Bewertungsmethodik dringend erforderlich ist (bitte begründen)?

23. Erwägt oder beabsichtigt die Bundesregierung bei der Überarbeitung der 
Bewertungsmethodik für den Aus- und Neubau sowie für die Elektrifi-
zierung von Bahnstrecken analog zu der für die Standardisierte Bewer-
tung (siehe Ausschussdrucksache 19(15)524) einen „Nutzwertanalyti-
schen Indikator“ für die Kriterien „Nachhaltigkeit im Verkehr, Daseins-
vorsorge und Klimaschutz“ (der das Ergebnis einer Untersuchung um bis 
zu 30 Prozent verbessern kann) einzuführen?
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Wenn nein, warum nicht, und warum ist dies bei der Standardisierten Be-
wertung möglich, bei Bundesschienenwegen aber nicht?

Wenn ja, in welcher Form?

Die Fragen 22 und 23 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Bewertungsmethodik der Bundesverkehrswegeplanung wird fortlaufend im 
Rahmen von Forschungsvorhaben im Hinblick auf internationale Standards, 
wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn sowie Effizienz der Anwendung weiter-
entwickelt bzw. an den aktuellen Stand von Forschung und Technik angepasst. 
Die Verfahrensanleitung zur Standardisierten Bewertung wird derzeit überar-
beitet.

24. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, dass es grund-
sätzlich möglich ist, dass ein Elektrifizierungsprojekt derzeit auf Basis 
der unterstellten Verkehrsprognose 2030 als unwirtschaftlich angesehen 
wird, es sich aber auf Basis der derzeit erarbeiteten Verkehrsprognose 
2040 als wirtschaftlich herausstellen könnte?

Wenn nein, warum nicht?

Wenn ja, wie will die Bundesregierung in diesem Fall verhindern, dass 
bis zum Ende des Erstellens der Verkehrsprognose 2040 und bis zum Ab-
schluss der Überprüfung des Bedarfsplans Schiene bei vielen Projekten 
de facto ein Baustopp droht?

Die Verkehrsprognose (VP) 2040 ist noch nicht abgeschlossen.

25. Beabsichtigt die Bundesregierung nach Vorlage der Verkehrsprognose 
2040 eine Neubewertung der für das Förderprogramm „Elektrische Gü-
terbahn“ angemeldeten Projekte, die nach der ersten Untersuchung keine 
Aufnahme in das Förderprogramm gefunden haben (bitte begründen)?

Nein.
Die im Rahmen der VP 2040 erstellte Basisprognose ist Grundlage für die ge-
mäß § 4 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes durchzuführende Bedarfs-
planüberprüfung.

26. Wann wird die Verkehrsprognose 2040 vorliegen,

a) welche Szenarien wurden hierfür erstellt,

b) sind diese bereits abgeschlossen,

c) und wo sind diese einsehbar?

Die Fragen 26 bis 26c werden gemeinsam beantwortet.
Im Rahmen der VP 2040 sind für den Prognosehorizont 2040 vorgesehen:
• Prognosefall 1 „Basisprognose 2040“;
• Prognosefall 2 „Beschleunigte globale Transformation 2040“.
Darüber hinaus sind für den Horizont 2050 vorgesehen:
• Szenario 1 „Basisszenario 2050“;
• Szenario 2 „Beschleunigte globale Transformation 2050“;
• Szenario 3 „Klimawandel und Extremwetterereignisse 2050“.
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Die Ergebnisse des Prognosefalls 1 „Basisprognose 2040“ werden voraussicht-
lich Anfang 2023 vorliegen.
Es ist beabsichtigt, die Ergebnisse auf der Internetseite des BMDV zu veröf-
fentlichen.

27. Wird auch bei aus Haushaltsmitteln finanzierten Projekten des Bedarfs-
plans für die Bundesfernstraßen nach Verabschiedung des Bedarfsplans 
regelmäßig grundsätzlich eine oder werden mehrere weitere Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen durchgeführt?

Wenn ja, in welchem Verfahrensschritt, und handelt es sich dabei eben-
falls um eine sog. Kosten- und Leistungsrechnung nach § 7 Absatz 3 der 
Bundeshaushaltsordnung (BHO)?

Wenn nein, warum nicht?

28. In welcher Form finden bei Bundesfernstraßen „Kontrollrechnungen“ 
(Antwort zu Frage 6 und 7 auf Ausschussdrucksache 20(15)7) statt?

29. Welcher Zeitaufwand entsteht bei Bundesfernstraßenprojekten durch-
schnittlich durch diese „Kontrollrechnungen“?

Die Fragen 27 bis 29 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Alle Vorhaben des BVWP werden bei Aufnahme in den BVWP einer volks-
wirtschaftlichen Bewertung unterzogen. Diese erfolgt im Rahmen einer Nut-
zen-Kosten-Analyse. Der für die Kontrollrechnungen erforderliche Zeitauf-
wand wird nicht erhoben. Sollten sich im Zuge der weiteren Planungen eines 
Vorhabens Anhaltspunkte ergeben, dass das Vorhaben nicht mehr wirtschaftlich 
ist, so ist der Planungsansatz zu überprüfen.
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